
Forderungen an die Politik

Tarifpolitik und Arbeitsrecht

Das Bundesmindestlohngesetz muss dringend eine Öffnung 
für tarifliche Regelungen erhalten und besonders im Bereich 
der Arbeitszeitflexibilisierung den Arbeitsvertragsparteien 
mehr Gestaltungsspielraum einräumen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer benötigen dringend ein zeit-
gemäßes Arbeitszeitrecht, das den Anforderungen der sich 
wandelnden Arbeitswelt gerecht wird. Die sich abzeichnenden 
Änderungen bei der Arbeitszeitdokumentation, entsprechend 
der jüngsten Rechtsprechung des EuGH, dürfen nicht vorge-
nommen werden, ohne die europarechtlich zulässigen Spiel-
räume zur flexiblen Arbeitszeitgestaltung den Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern ebenfalls einzuräumen.

Die Möglichkeit zur sachgrundlosen Befristung darf nicht 
eingeschränkt werden. Weder ist sie ein Massenphänomen 
noch erfolgen diese Befristungen willkürlich. Deren Einsatz ist 
schon jetzt klar beschränkt und Kettenbefristungen auf diese 
Weise ebenfalls nicht möglich. Auf der anderen Seite sichert 
die sog. sachgrundlose Befristung die nötige Sicherheit und 
Flexibilität bei unvermeidbaren Veränderungen im Betrieb 
und bietet gleichzeitig vielen Arbeitnehmern die Chance zum 
Einstieg in die unbefristete Beschäftigung.

Energie

Energiewende bezahlbar gestalten

Keine nationalen Alleingänge beim Klimaschutz

Industrielle Basis sichern

Kosteneffiziente Umsetzung der Energiewende

Gewährleistung der Versorgungssicherheit

Wettbewerbsfähige Ausgestaltung der Energiebesteuerung, 
des Emissionshandels und des EEG

Investitionsfreundliche Regelungen zur Förderung des  
energieeffizienten Bauens und Wohnens

Wohnungsbau

Schnell bezahlbaren Wohnraum schaffen!

Aufstockung des Anteils der Landesmittel am Programm-
volumen des Landeswohnraumförderprogramms von derzeit 
35 % auf mindestens 50 %

Absenkung der Grunderwerbsteuer auf mindestens 3,5 % und 
Freibeträge bei privat eigengenutzem Wohnraum einführen

Verbesserung der Son der-Afa sowie eine de gres si ve Ab-
schrei bung ohne ein schrän ken de Vor ga ben weitere Anreize

Breitere Ausgestaltung der Förderung von selbstgenutztem 
Wohneigentum z.B. durch eigenkapitalersetzende Darlehen 
für junge Familien

Kurzfristige, gezielte Förderung von Projekten mit bezahl-
baren Mieten: staatliche Impulse, um Projekte, die kurz vor 
der Realisierung stehen, über die Wirtschaftlichkeitsschwelle 
zu heben. 

Sonderprogramme als Soforthilfe mit Zuschüssen und zins-
vergünstigte Kredite  

Fördervolumen und -bedingungen an den aktuellen Bau-
kosten, Zinsen und Baustandards orientieren

Baurechtlichen Vorgaben generell überprüfen, Landes- 
bauordnung entschlacken und zu vereinfachen 

Planungs-, Genehmigungs- und Bauprozesse erleichtern und 
beschleunigen – durch mehr Personal in den Behörden sowie 
durch Digitalisierung

Wirtschaftspolitik
Verkehr

Anpassung der Mittel in Neu- und Ausbau sowie Erhalt von 
Verkehrsinfrastruktur an die Baupreissteigerungen zur Auf-
rechterhaltung der Investitionstätigkeit

Umsetzung der vordringlichen Projekte des Bundesverkehrs-
wegeplans innerhalb dessen Planungshorizonts, insbesondere 
der Maßnahmen aus dem Genehmigungsbeschleunigungs-
gesetz

Beschleunigung des Schleusenausbaus am Neckar und  
Sicherstellung der Zuverlässigkeit.

Umsetzung von Planungs- und Genehmigungsbeschleunigung 
fortführen (Rechtsrahmen und Personal) und auf Vorhaben 
des Landes und der Kommunen ausdehnen

Zulassung von in der Baustoffindustrie sinnvollen Fahrzeug-
konzepten und Harmonisierung des zulässigen Gesamtge-
wichts auf 44 Tonnen

Gestaltung des Landeskonzepts Mobilität und Klima zum 
Güterverkehr entsprechend der Bedürfnisse der Wirtschaft



Forderungen an die Politik

Naturschutz

Zulassungsverfahren müssen zu einer rechtssicheren Durch-
führung der Rohstoffgewinnung führen. Dabei sind die Beson-
derheiten von Abbauvorhaben zu berücksichtigen, z.B. die 
Tatsache, dass während der Abbauphase zahlreiche gefährdete 
Arten einwandern, die zu Konflikten mit dem Artenschutz-
recht führen können.  Die im Rahmen der BNatSchG-Novelle 
geschaffene Verordnungsermächtigung muss als Chance ver-
standen werden, einerseits Rechtssicherheit für die Betreiber 
zu schaffen und gleichzeitig die biologische Vielfalt zu fördern.

Die Umsetzung von europarechtlichen Vorgaben ins nationale 
Recht darf nicht überspannt werden. Nationale Spielräume 
müssen dabei im Sinne der Sicherung des Wirtschaftsstand-
ortes genutzt werden.

Abbaustätten müssen in den landesweiten Biotopverbund 
integriert werden. Die rund 500 über das ganze Land verteilten 
Abbaustätten stellen wichtige Trittsteine, Vernetzungsele-
mente und Ausbreitungsinseln für Tier- und Pflanzenarten dar 
und tragen somit zur Lösung des Problems der abnehmenden 
Artenvielfalt bei.

Die Evaluierung der Ökokonto-Verordnung (ÖKVO) muss als 
Chance verstanden werden, das Instrument Ökokonto als  ko-
operatives System der Naturschutzsteuerung zu optimieren. 
Daneben muss die geplante Kompensationsverordnung des 
Landes so gestaltet werden, dass die Besonderheiten der 
Rohstoffgewinnung dargestellt werden können.

Bei der Ausweisung von Schutzgebieten müssen nachgewie-
sene Rohstoffvorkommen beachtet werden.

Umweltschutz

Es muss ein Rohstoffbewusstsein in der Gesellschaft geschaf-
fen werden, das neben Ressourceneffizienz durch Recycling 
auch auf die heimische Rohstoffgewinnung setzt. Dabei sind die 
Vorteile der heimischen Rohstoffgewinnung mit dezentralen 
Strukturen und kurzen Transportwegen herauszustellen.

Politik und Verwaltung müssen eine nachhaltige Nutzung und 
Entwicklung von Rohstoffgewinnungsstätten sicherstellen. 
Hierzu gehört auch die Ausweisung von neuen Abbaustätten: 
Dezentralität bei der Rohstoffgewinnung bedeutet Klimaschutz 
und ist dringend erforderlich, wird aber durch planerische 
Fehlsteuerungen mehr und mehr gefährdet.

Ausufernde finanzielle und administrative Belastungen müs-
sen beseitigt werden – zur Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit heimischer Unternehmen sind klare politische Bekennt-
nisse erforderlich!

Der allgemeine Trend der kurzen Anhörungsfristen in den 
Beteiligungsverfahren muss umgekehrt werden. Sollte sich 
die Tendenz fortsetzen, wäre ein wesentliches Element de-
mokratischer Teilhabe und damit letztlich auch die Akzeptanz 
weiterer gesetzlicher Belastungen in der Wirtschaft gefährdet.

Die solide Abschätzung der Folgen von Gesetzesvorhaben 
ist Aufgabe des Gesetzgebers, wird aber immer stärker der 
betroffenen Industrie überlassen. Zusätzlich werden deren 
Resultate und Warnungen ignoriert bzw. nicht in hinreichen-
dem Umfang berücksichtigt.

Zielkonflikte zwischen Ökonomie und Ökologie müssen im 
Rahmen einer nachhaltigen und abgestimmten Umwelt- und 
Wirtschaftspolitik gelöst werden.

Schlüssige Politik bezüglich der Zielsetzung der Ressour-
ceneffizienz durch Recycling und des Boden- und Grundwas-
serschutzes. Dabei dürfen Recyclingpfade, wie hochqualitati-
ves Baustoffrecycling im Straßen-, Wege- und Erdbau oder als 
Zuschlagsstoffe für Beton im Hochbau, nicht gegeneinander 
ausgespielt werden. Bei allen genannten Recyclingpfaden 
werden auf der Abfallhierarchiestufe 3 „Recycling“ des KrwG 
Ressoucen geschont und Stoffkreisläufe geschlossen.

Praktikable Umsetzung der Ersatzbaustoffverordnung im 
Vollzug, um sicherzustellen, dass nur güteüberwachte und 
-geprüfte Recycling-Baustoffe umweltverträglich dort ein-
gesetz werden, wo sie eingesetzt werden dürfen. Systema-
tische Erfassung der Abfallströme zur Folgenabschätzung 
und rechtzeitigen Erkennung von Entsorgungsengpässen 
(insbesondere Laufzeiten der Deponieklasse 1). 

Bereitstellung von mehr Fachpersonal für die mit dem Um-
weltmedienschutz befassten öffentlichen Stellen zur Erar-
beitung von fachlichen Kriterien für eine umweltgerechte 
Georessourcennutzung

Technik  
und Normung
Ausschreibungen produktneutral gestalten

Vertragsbedingungen des Landes so gestalten, dass heimische 
Baustoffe effizient verwendet werden können

Standardabbau im Straßenbau nicht zu Lasten der Dauer-
haftigkeit; neue Bauweisen wissenschaftlich begleiten

Kompetenznachweis und Weiterbildung durch Einschaltung 
von privaten Ingenieurbüros durch den/die Auftraggeber 
sicherstellen

Ausreichend Personal für Ausschreibung und Überwachung 
in den zuständigen Baureferaten und Straßenfachbehörden 
bereitstellen

Berücksichtigung von heimischen und regionaltypischen 
Naturwerksteinen (verhindert ökologisch unsinnige Trans-
porte von Übersee und fragwürdige soziale und ökologische 
Produktionsbedingungen in Drittweltländern)

Rohstoffsicherung und 
Raumordnung 
Der gesetzliche Auftrag zur dauerhaften Rohstoffsicherung 
und sicheren Versorgung mit heimischen mineralischen 
Rohstoffen muss auf allen Ebenen umgesetzt werden. Die 
Rohstoffsicherung und -gewinnung bedarf durch die Orts-
gebundenheit der Vorkommen und Lagerstätten sowie ihrer 
grundlegenden Bedeutung für die Gesellschaft eines beson-
deren Schutzes und muss neben einer den Bedarf deckenden 
Festlegung auch weitere Vorkommen sichern.

Zur Gewährleistung von Planungs- und Investitionssicherheit 
müssen Vorranggebiete für den Abbau für 25 Jahre dimensi-
oniert werden. Bei Neuaufschlüssen ist eine umfassendere 
Dimensionierung entsprechend der Mindestabbauzeiträume 
für die Vorkommensausweisung in der Karte der Minerali-
schen Rohstoffe notwendig.

Zur Freihaltung von entgegenstehenden oder den Rohstoff-
abbau erschwerenden Nutzungen müssen Vorranggebiete 
zur Sicherung von Rohstoffen für 25 Jahre dimensioniert 
werden. Insbesondere für die planerisch gebotene, langfristige 
Sicherung von seltenen oder sich verknappenden Rohstoffen, 
sollen darüber hinaus weitere Gebiete dargestellt werden.

Das beschleunigte und vereinfachte Planungs- und Genehmi-
gungsrecht für Vorhaben der Erneuerbaren Energien muss auf 
die Rohstoffsicherung und -gewinnung ausgedehnt werden. 

Gebiete für den Abbau und zur Sicherung von Rohstoffen sind 
bei den Planungen und Vorhaben für Solar- und Windenergie 
zu beachten sowie bauwürdige Vorkommen zu berücksichtigen.

Die gesetzlichen Regelungen sind bei den Genehmigungsbehör-
den einheitlich anzuwenden und Untersuchungsumfänge auf 
tatsächlich entscheidungsrelevante Belange zu beschränken.

Die dezentrale und verbrauchsnahe Rohstoffgewinnung ist in al-
len Regionen des Landes zu erhalten bzw. wieder herzustellen.


